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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Bundesratinnen und Bundesrate missen mobil sein. Seien es die Flugreisen oder eben
die Dienstwagen der Regierung, die Medien scheinen sich flr die Art der Fortbewegung
der Magistratspersonen zu interessieren. Dies durfte freilich auch damit zu tun haben,
dass die Bundeskanzlei entsprechende Angaben, die ja durchaus auch politische
Haltungen reprasentieren kénnen und einen Blick auf das Funktionieren der politischen
Schweiz erlauben, zur Verflgung stellt. Ein Regierungsmitglied hat Anrecht auf einen
Repréasentationswagen und einen personlichen Dienstwagen. Wéhrend sich alle ausser
Doris Leuthard in einem Mercedes als Reprasentationsauto chauffieren liessen - die
Verkehrsministerin setzte auf einen Tesla -, unterschieden sich die persdnlichen
Dienstwagen starker. Ueli Maurer setzte auch beim Dienstwagen auf einen Mercedes,
Doris Leuthard war mit einem BMW Cabrio unterwegs, Alain Berset mit einem VW
Sharan und Simonetta Sommaruga, die lange Zeit auf einen Dienstwagen verzichtet und
das Sharing-Angebot Mobility genutzt hatte, hatte sich einen Mini Cooper angeschafft.
lgnazio Cassis und Johann Schneider-Ammann waren mit ihren privat bezahlten
Fahrzeugen unterwegs, konnten aber flur Dienstreisen dem Bund 80 Rappen pro
Kilometer berechnen. Als «speziell» bezeichnete die Sonntagszeitung den Fall von Guy
Parmelin: Er habe dem Bund seinen eigenen Mazda fur CHF 20'000 verkauft und fahre
diesen nun als Dienstwagen. Der Grund fur die Finanzierung der Mobilitat durch den
Bund ist die Sicherheit. Wartung und Unterhalt wirden vom Bund wahrgenommen, weil
Bundesrate rund um die Uhr Bundesrate seien - so Ursula Eggenberger von der
Bundeskanzlei. Die Dienstautos durfen auch privat und von den Ehepartnern benutzt
werden. In diesem Fall werden den Magistratinnen und Magistraten 0.8 Prozent des
Neupreises pro Monat verrechnet. Frihestens nach vier Jahren kann ein neuer
Dienstwagen beschafft werden. '

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Doris Leuthard a présidé la rencontre des ministres a Luxembourg concernant la
création du bloc d'espace aérien fonctionnel Europe centrale (FABEC). Ce bloc fait
partie du projet de Ciel unique européen (Single European Sky) lancé par la Commission
européenne et visant a augmenter I'efficacité de la navigation aérienne en Europe. Les
pays participant au FABEC sont la France, I'Allemagne, la Belgique, les Pays-Bas, le
Luxembourg et la Suisse.

Lors de sa visite au Luxemburg, la cheffe du DETEC a également eu l'occasion de
rencontré Carole Dieschbourg, la ministre de I'environnement du Luxembourg.

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Nachdem in einem ersten Schritt im Jahr 2007 der Strommarkt fur Grosskunden mit
einem Verbrauch von Uber 100 Kilowattstunden liberalisiert worden war, sollte mit der
von der UREK-NR eingereichten Motion nun die zweite Offnungsetappe fiir
Kleinkunden folgen. Die Mehrheit der Kommission erhoffte sich von der Liberalisierung
die Schaffung von mehr Anreizen zu technischem Fortschritt und zu Effizienzgewinn
sowie eine Verringerung der ungleichen Lastenverteilung zwischen gebundenen und
ungebundenen Endkunden. Letzteres Argument nahm auch der die Kommission im Rat
vertretende Christian Wasserfallen (fdp, BE) auf: Mit der Motion sollten fir alle «gleich
lange Spiesse» geschaffen werden, denn es bestehe derzeit ein grosses
Ungleichgewicht auf dem Markt, da nicht alle Haushalte und KMU gleich viel fir den
Strom bezahlen missten und die Schweiz aufgrund unterschiedlicher Regelungen
einem «Flickenteppich» éhnlich sehe. Der zweite Schritt der Liberalisierung sei zudem
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MARCO ACKERMANN

notig, damit die Schweiz ein Stromabkommen mit der EU abschliessen kénne.
Schliesslich kdnnten gemass Wasserfallen erneuerbare Energien auf einem nicht
liberalisierten Markt gar nicht Uberleben, was der Energiestrategie 2050 widersprache.
Auch Pierre-André Page (svp, FR) unterstltzte Wasserfallen und fligte an, dass die
Konsumenten durch diesen Schritt mehr Flexibilitat hatten, aus mehr attraktiven
Produkten auswahlen und ihren Konsum so auch anpassen kénnten.

Ganz anderer Meinung war SP-Fraktionschef Roger Nordmann - seine Minderheit hatte
die Ablehnung der Motion beantragt. In der Ratsrede sprach er von einer lIllusion der
alles regelnden Marktmacht und warnte erstens davor, dass die Kunden durch die
geplante Liberalisierung keinen Rappen sparen wurden, da die Produzenten bei mehr
Wettbewerb auf Werbung setzen wiirden, was die Endpreise wieder in die Hohe triebe.
Zweitens wurde das Ziel der Forderung von erneuerbaren Energien entgegen der
Meinung Wasserfallens auch mit einer «ruckartigen Liberalisierung» verfehlt, da die
Stromproduzenten dadurch wie Axpo und Alpiqg in Schwierigkeiten gerieten und die
Schweiz von billigem ausléndischem Kohlestrom tUberschwemmt wirde. Betreffend das
Abkommen mit der EU und der damit verbundenen Versorgungssicherheit sah
Nordmann zwar die Notwendigkeit der Liberalisierung, das heisse jedoch nicht, dass
man den Markt den Marktkréaften Gberlassen misse, betonte er. Stattdessen bedurfe
der Strommarkt staatlicher Korrektur- und Unterstitzungsmassnahmen.

Fur Gespréachsstoff sorgte in der Ratsdebatte vor allem auch der Motionstext selber.
Grundsatzlich beflrworteten die im Rat sprechenden Parlamentarierinnen und
Parlamentarier die Liberalisierung, jedoch stritten sie um die Art und Weise wie diese
erfolgen sollte. Christian Imark (svp, SO) widersprach Roger Nordmann, dass niemand
von einer bedingungslosen Liberalisierung spreche, wie jener dies anprangere.
Nordmann las daraufhin den Gesetzestext vor und kritisierte, dass nirgends von
Leitplanken, einem EU-Abkommen oder von Investitionen in erneuerbare Energien
gesprochen werde. Zustimmen wirde er erst, wenn diese Punkte auch geregelt seien.
Daraufhin meldete sich Bundesrétin Doris Leuthard zu Wort und beteuerte, dass die
Liberalisierung selbstverstéandlich von flankierenden Massnahmen begleitet werden
musse. Eine Liberalisierung bringe vor allem Produktinnovationen, neue
Geschaftsmodelle, beseitige Preisdifferenzen auf den Strombeschaffungskosten und
sei deshalb auch konsumentenfreundlich. Bezlglich der Wahlfreiheit des
Stromanbieters konkretisierte Leuthard die Vorstellungen des Bundesrates, wonach der
Wechsel - wie bei der Krankenkasse - einmal jahrlich moglich sein solle. Sie bat die
grosse Kammer zur Annahme der Motion. Dieser Bitte und der Empfehlung der
Mehrheit der UREK folgten 130 Nationalratinnen und Nationalrate, 44 Gegenstimmen
gingen aus der SP- und der Grlnen-Fraktion ein. 8 Personen enthielten sich der
Stimme. ®

Der geplanten Revision des Stromversorgungsgesetzes (StromVG) - die eine langfristig
sichere, effiziente Stromversorgung anstrebt, welche gleichzeitig die Ziele der
Energiestrategie 2050 wumsetzt - wurde in der Presse grosses Interesse
entgegengebracht. Vor allem die Themen Liberalisierung, Wahl des Stromanbieters fur
Haushalte, das Stromabkommen mit der EU und ungleiche Tarife wurden dabei in den
Berichten aufgenommen.

Die Stromkosten, welche die Haushalte bezahlen, setzen sich aktuell etwa zur Hélfte aus
Netzkosten und zur anderen Hélfte aus den Stromverbrauchskosten sowie aus Steuern
und Abgaben zusammen. Die Gesetzesrevision, die sich bis Ende Januar 2019 in der
Vernehmlassung befand, will bei den Stromkosten und den im internationalen Vergleich
hohen Netzkosten ansetzen und baut deshalb auf zwei grossen Eckpfeilern auf.

Auf der einen Seite sollen unter dem Oberbegriff Strommarktregulierung (teilweise
unter dem Begriff verbessertes Marktdesign bekannt) drei Ziele erreicht werden:
Erstens soll die Versorgungssicherheit gewéhrleistet werden, indem nebst einer
besseren Zusammenarbeit mit der EU und einer neuen Konzeption der
Stromversorgung auch eine zusatzliche Speicherreserve flir mogliche Engpésse im
Winter entsteht. Zweitens sollen durch verschiedene Massnahmen die erneuerbaren
Energien marktnah in die Schweizer Stromlandschaft integriert und im gleichen
Atemzug die Ziele der Energiestrategie 2050 marktseitig umgesetzt werden. Drittens
soll die wirtschaftliche Effizienz geférdert werden, indem neu Angebot und Nachfrage
den Preis bestimmen, die Haushalte mit ihrer Angebotswahl Impulse auf dem Markt
setzen kénnen und dadurch Anreize fur das Schaffen neuer, innovativer Produkte
entstehen. Als zentralste Massnahme bei der Strommarktregulierung gilt deshalb die
vollstdndige Liberalisierung des Schweizer Strommarktes, die mit einer freien Wahl des
Stromanbieters fur alle Unternehmen und Haushalte einhergeht - dieses Recht stand
bis anhin nur den grésseren Unternehmen zu. Da auf einem solchen freien Markt die
Preise flexibler sind und moglicherweise die Gefahr von Preismissbrauch besteht, soll
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nach den Vorstellungen des Bundesrats ein Grundversorgungsmodell bestehen bleiben,
das geméss den Zielen der Energiestrategie 2050 aus einem Schweizer Strommix
besteht und deren Bestrebungen marktnah umsetzt. In dieses Grundprogramm sollen
die Kunden nach Wunsch wieder zurlckkehren kénnen. Diese vollstdndige
Liberalisierung des Stromanbietermarktes - nicht aber des Stromnetzes, dies bleibt ein
Monopol - bildet eine zentrale Bedingung fur den Abschluss eines
Strommarktabkommens mit der EU, das den Zugang zum europdischen
Strombinnenmarkt flr die Schweiz neu regelt. Letzteres Abkommen bedinge aber
gemass Energieministerin Doris Leuthard vorab eine Einigung im Streit um das
Rahmenabkommen zwischen der Schweiz und der EU, in welchem es um den
Marktzugang generell geht.

Auf der anderen Seite gilt die Netzregulierung als zweiter grosser Eckpfeiler der
Revision. Auch hier sollen drei grobe Unterziele erreicht werden. Hierzu zahlen eine
erhdhte Verursachergerechtigkeit, eine verbesserte Effizienz sowie mehr Transparenz
bei den Netzbetreibern. Punkto Effizienz soll eine Verbesserung des
Regulierungsrahmens erfolgen, welche den neuen Technologien besser Rechnung tragt.
So sollen beispielsweise 6konomische Knappheiten die Netznutzung besser steuern:
Anstatt die Netze weiter auszubauen und die Kosten auf die Konsumenten
weiterzuverrechnen, soll beispielsweise die Ladung von Elektromobilen mittels
Marktkréften und intelligenter Technologie in Stunden verlegt werden, in denen die
Netze weniger stark beansprucht werden. Wahrendem dieses Unterziel in den Medien
kaum auf Interesse stiess, flammte die Frage um die Transparenz und die
Verursachergerechtigkeit in den Medien stark auf. So nahmen beispielsweise die Basler
Zeitung und der Tagesanzeiger dieses Ziel als Grundlage fur Berichte Uber
Rechnungstricks der Stromverteiler bei Netzabgaben. Uber die teilweise
ungerechtfertigten und unterschiedlichen Netzabgaben in den Kantonen und
Gemeinden - als Beispiel nannten die Medien die durchschnittlichen jahrlichen
Netzgeblhren eines Vierpersonenhaushalts der beiden benachbarten Gemeinden
Safern (BE) mit CHF 313 und Orpund (BE) mit CHF 518 - zeigten sich in den Medien
Politikerinnen und Politiker aus verschiedensten Parteien empdrt. Der «Blick»
berichtete zudem Uber grosse Unterschiede und mogliche Missstande bei der
Betrachtung der totalen Stromrechnung: So bezahle ein durchschnittlicher
Vierpersonenhaushalt in der Gemeinde Zwischenbergen (VS) nur gut CHF 268 pro Jahr,
Haushalte in Basel-Stadt hingegen mussten fur die gleiche Strommenge eine Rechnung
von rund CHF 1253 begleichen.

Energieministerin Doris Leuthard rechnete Ende 2018 im Interview mit der
Wirtschaftszeitschrift «Die Volkswirtschaft» des SECO damit, dass es vermutlich noch
etwa vier Jahre dauern werde, bis die tatsadchliche Marktéffnung erfolgen wird. Die
Vorlage musse nach der Vernehmlassung zuerst noch durchs Parlament und eventuell
noch eine Referendumsabstimmung Uberstehen. Ein fakultatives Referendum sei wohl
zu erwarten, da die verschiedenen Eigentumer der Verteilnetzbetreiberfirmen,
darunter auch die Kantone und Gemeinden, derzeit von den gebundenen Haushalten
und KMU profitierten. Bis zu einem neuen Abkommen mit der EU bestiinden somit noch
einige Hurden. Je langer man jedoch damit warte, desto teurer werde es fur die
Schweizer Konsumenten, so Leuthard in einem Interview mit der Handelszeitung. *

Ende Januar 2019 endete die Vernehmlassungsfrist zur Revision des StromVG und damit
zur Frage nach der vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes. Eine
Mehrheit der Kantone, der Wirtschaftsverbéande und der Parteien sprach sich zwar fur
eine im Kern der Vorlage umzusetzende Liberalisierung des Schweizer Strommarktes
aus, jedoch ausserten viele Vernehmlassungsteilnehmende Vorbehalte, insbesondere in
Bezug auf fehlende Unterstltzungsmassnahmen flr erneuerbare Energien und die
Wasserkraft.

Die Wirtschaft zeigte sich in der Vernehmlassung gespalten. Auf der einen Seite stand
der Dachverband Economiesuisse, der die Liberalisierung des Strommarktes begrusste.
Ebenfalls als winschenswert stufte der Wirtschaftsdachverband dabei das vom
Bundesrat vorgeschlagene Grundversorgungsmodell ein, da damit die Schweizer
Wasserkraft gestarkt werden kénne. Weitere Unterstitzungsmassnahmen lehnte der
Verband aber ab. Das marktnahe Modell fur die Grosswasserkraft, wie es das von der
Stimmbevdlkerung angenommene EnG von 2016 (Referendum ENS 2050) vorsah,
wollten Industrie-, Wirtschafts- und Gewerbeverbande mit einem sogenannten Energy-
Only-Markt erreichen, bei dem nur die tatséchlich erzeugte Strommenge vergutet wird,
nicht aber die Bereitstellung von Stromkapazitaten, wie dies bei einem regulierten
Kapazitatsmarkt der Fall ist. Auf der anderen Seite blickte die Strombranche mit dem
Dachverband VSE einer Liberalisierung kritisch entgegen, da der verstarkte Wettbewerb
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noch weniger Anreize schaffe, in der Schweiz Investitionen in die Strominfrastruktur zu
tatigen. Das vorgeschlagene marktnahe Modell, welches gemass bestehendem EnG die
auslaufenden Marktpréamien fur die Grosswasserkraft ablésen soll, musse deshalb
zwingend von zusatzlichen Investitionsanreizen begleitet werden. Das vorgesehene
Grundversorgungsmodell, zu dem Konsumentinnen und Konsumenten jederzeit wieder
zurlickkehren kénnen und das zu vom Bundesrat vordefinierten Konditionen (Preis und
Strommix) angeboten werden muss, stufte der Verband zudem als eine
«Produktvorgabe» ein und lehnte dieses ebenfalls ab.

Sowohl Economiesuisse als auch die Strombranche bewerteten hingegen die geplante
Speicherreserve als begrissenswert, wobei der VSE anmerkte, dass diese Massnahme
nicht ausreiche, um langfristigen Versorgungsengpéassen entgegenzuwirken.

Fur eine Strommarktéffnung argumentierten unter den Parteien die CVP, FDP, GLP und
die SVP. Die SP und die Grlinen stellten sich - zusammen mit
Arbeitnehmerorganisationen und Gewerkschaften - grundséatzlich gegen eine
Strommarktéffnung, insbesondere wenn einheimische erneuerbare Energien zu wenig
unterstitzt werden. Eine Liberalisierung sei zudem vom Zustandekommen eines
Stromabkommens mit der EU abhéngig zu machen, forderten die beiden linken
Parteien. Diesen Gedanken lehnte die SVP in ihrer Stellungnahme ab, die den
Liberalisierungsschritt nicht als «Prajudiz» fur ein Stromabkommen mit der EU
betrachten wollte. Letzteres sei nur dann abzuschliessen, wenn dies im Interesse der
Schweiz stehe und deren Souverénitat nicht einschranke. Ein sehr wichtiger Kritikpunkt
der Vorlage war zudem die Frage der Begleitmassnahmen: Alle grésseren Parteien,
ausser der FDP, vermissten in der Vorlage Unterstitzungsmassnahmen fur einheimische
erneuerbare Energien und/oder die Wasserkraft. Das von der Energiewirtschaft
(Mehrzah!l der Verbénde von Verteilnetzbetreibern sowie kleineren Energieversorgern)
kritisierte Grundversorgungsmodell fand bei der SP und den Grinen sowie bei CVP und
SVP Zuspruch, wobei sich die Parteien bei der Frage der Preisregulierung uneinig
waren: CVP und SVP wollten von Preisvorgaben im Grundversorgungsmodell absehen.
Die FDP wollte zudem erreichen, dass das Grundversorgungsmodell nicht in den
Hénden der Netzbetreiber liegt, sondern in die Verantwortung des Stromlieferanten
gegeben wird, und die GLP brachte erneut die Idee von Lenkungsabgaben ins Spiel. Die
Grinen verlangten des Weiteren, den Anteil an erneuerbaren Energien beim
Grundversorgungsmodell bei 100 Prozent anzusetzen und nicht wie im Vorentwurf
vorgesehen nur zu einem «gewissen Anteil».

Einhelliger Tenor herrschte unter den Parteien - wie unter den Wirtschaftsverbénden -
schliesslich  bei der Frage der Speicherreserve zur Absicherung der
Versorgungssicherheit, den SP, Griine, CVP, GLP, FDP und SVP prinzipiell unterstutzten.

Unter den Kantonen begrussten Aargau, Bern, Basel-Stadt, Luzern, St. Gallen,
Schaffhausen sowie Thurgau die Vorlage grosstenteils. Ablehnend oder nur mit
teilweiser Zustimmung standen dem Vorhaben die Westschweizer Kantone Waadt, Genf
und Jura sowie die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK) - d.h. die Kantone
Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Tessin und
Wallis - gegenuber. Ihre primare Kritik war, dass mit der Vorlage zu wenig Investitions-
und zu geringe Planungssicherheit flir die Energiewirtschaft geschaffen werde. Der
Kanton Genf fand hier deutliche Worte und erklérte, dass er den zweiten
Offnungsschritt unter diesen Bedingungen ablehne. Der Kanton Ziirich monierte, dass
mit den vorgesehenen Massnahmen die Stromversorgungssicherheit bis 2035 nicht
ohne Weiteres gesichert sei, und forderte, dass der Selbstversorgungsgrad der Schweiz
und die dazu noétigen Massnahmen, insbesondere im Bereich der Wasserkraft,
festgelegt werden. Er begrisste aber prinzipiell die Offnung des Strommarktes.

Grundsatzlichen Zuspruch fanden in der Vernehmlassung auch die weiteren
Massnahmen im  Bereich der verbesserten Verursachergerechtigkeit, der
Flexibilisierung und der Effizienzsteigerung in den Verteilnetzen, wobei die genauen
Vorstellungen zur Ausgestaltung teilweise auseinanderklafften. Beispielsweise bei der
verursachergerechten Netztarifierung wirden einige Vernahmlassungsteilnehmende
zwecks erhohter Flexibilitat eine Umsetzung der Massnahmen auf Verordnungsebene
bevorzugen. Umstritten blieb auch die geplante Einflhrung der Wahlfreiheiten im
Messwesen, wobei die Verteilnetzbetreiber aufgrund des zuséatzlichen Aufwands
mehrheitlich deren Verzicht forderten, wohingegen verschiedene Wirtschaftsverbande
sowie die FDP und die GLP sogar eine Ausweitung des Vernehmlassungsvorschlags
winschten.

Anders als ihre Vorgangerin Doris Leuthard werde die neu ins UVEK gewechselte
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MARLENE GERBER

Simonetta Sommaruga, die eine Liberalisierung wohl lieber noch etwas auf die lange
Bank geschoben hatte, regelrecht zu einer Liberalisierung «verknurrt», stellte die NZZ
fest. Gegenuber derselben Zeitung erkléarte die neue Energieministerin, dass es
gleichzeitig eines Abkommens mit der EU bedlrfe, um die Vorteile der Liberalisierung
splren zu kénnen. Die vollstandige Liberalisierung des Schweizer Strommarktes bilde
die Voraussetzung fur den Abschluss eines Stromabkommens mit der EU, welches
schon seit Jahren diskutiert werde und die Versorgungssicherheit nachhaltig steigern
sollte. Wie die Medien weiter berichteten, drohte der Schweiz aufgrund des fehlenden
Abkommens Ende 2019 der Ausschluss aus der neuen EU-Handelsplattform fir den
Regelenergiemarkt «Projekt TERRE». Bevor allerdings ein Stromabkommen
abgeschlossen werden koénnte, brauchte es zuerst eine Einigung zur Frage des
Rahmenabkommens zwischen der Schweiz und der EU, weshalb es noch ein langerer
Weg bis zu einem solchen Stromabkommen werden kénnte. Bezlglich der vielseitig
geausserten Bedenken zu den fehlenden Anreizen bei erneuerbaren Energien gab
Bundesratin  Sommaruga bekannt, die Liberalisierung mit einem gleichzeitigen
Forderprogramm (Revision des EnG) begleiten zu wollen. ®

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Im Berichtsjahr beschloss das Parlament eine Anderung des Ubereinkommens von
Espoo (Finnland) Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung im grenziiberschreitenden
Rahmen. Nebst redaktionellen Anpassungen standen im Parlament zwei materielle
Anderungen zur Debatte. Mit der ersten Anderung soll dem zu konsultierenden
Nachbarstaat das Recht eingeraumt werden, beim Inhalt des
Umweltvertraglichkeitsberichts  mitzuwirken. Wahrend diese erste Neuerung
unumstritten war, gingen die Meinungen bei der zweiten Anpassung, welche eine
Erweiterung der Liste Uber die der Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegenden
Projekte forderte, auseinander. Im Nationalrat stellte eine dusserst starke burgerlich-
dominierte Kommissionsminderheit den Antrag auf Nichteintreten und deren
Kommissionssprecher Knecht (svp, AG) sowie ein Sprecher der liberalen Fraktion
ausserten ihr Missfallen zu der geplanten Ausweitung der Liste. Ihr Widerstand gegen
mogliche zuséatzliche Einmischungen aus dem Ausland, wie beispielsweise beim Ausbau
des Hochspannungsleitungsnetzes oder bei Projekten an den grenznahen Flugplatzen,
grundete in Bedenken zu unnétigen Verzégerungen oder gar Sistierung der
Projektvorhaben. Die Beflrworterseite und Bundesratin Leuthard zeigten sich erstaunt
Uber den entgegengebrachten Widerstand, da sie der Ansicht waren, es handle sich bei
der vorgelegten Anpassung um eine Lappalie. Flr die eidgendssische Gesetzgebung
habe die Anderung des Ubereinkommens keine weitreichenden Konsequenzen: Der
Anhang der Verordnung Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) misse lediglich
um zwei Punkte erweitert werden, die meisten der erwahnten Projekte seien bereits
UVP-pflichtig. Namentlich mussten bei einer Annahme Massnahmen zur
Grundwasserentnahme respektive der kunstlichen Grundwasserauffullung sowie
Anlagen zur Herstellung von Papier und Pappe neu in den Katalog der UVP-pflichtigen
Projekte aufgenommen werden. Im Nationalrat sprach sich schliesslich eine Mehrheit
der Stimmenden fiur die Ablehnung des Nichteintretensantrags aus. Wéhrend die
Fraktionen der FDP und SVP geschlossen gegen Eintreten waren, dusserten sich alle
anderen Fraktionen ebenso geschlossen dafiir. So wurde die Anderung in den Standerat
geschickt, wo dem Anderungsantrag einstimmig zugestimmt wurde. In der
Herbstsession wurden die Anderungen von beiden Réaten in der Schlussabstimmung
angenommen. ¢

Auf eine Initiative der Schweiz und Norwegen hatte die UNO 2009 im Rahmen des
Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) die Schaffung eines internationalen
Ubereinkommens zur Verringerung der Freisetzung von Quecksilber beschlossen. Mit
dem im Januar 2013 erteilten Mandat sollte sich eine Schweizer Delegation unter
Leitung der internationalen Abteilung des Bundesamtes fir Umwelt (BAFU) bei den im
Berichtsjahr stattfindenden Verhandlungen zur Konvention insbesondere fur ein Verbot
neuer Minen sowie die Schliessung bestehender Minen zum Abbau des hochgiftigen
und persistenten Schwermetalls einsetzen. Darlber hinaus will die Schweiz auf ein
generelles Verbot der Verwendung von Quecksilber in Produkten und der industriellen
Produktion hin arbeiten, das nur Ausnahmen zuldsst, sofern keine Alternativen
verflgbar sind. Weiter stand die eidgendssische Delegation daflir ein, Entwicklungs-
und Schwellenléander bei der Umsetzung der Konvention finanziell zu unterstitzen. Im
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Oktober des Berichtsjahres wurde die Konvention im japanischen Minamata
unterzeichnet. Dies zur Erinnerung an die zahlreichen Opfer, welche eine
jahrzehntelang andauernde Quecksilberkontamination, bedingt durch den von einer
Kunststofffabrik verursachten Ausstoss von grossen Mengen an organischen
Quecksilberverbindungen in eine nahe Meeresbucht, gefordert hatte. Bei der
Unterzeichnung der Minamata-Konvention durch die Regierung liess Bundesratin
Leuthard (cvp) verlauten, man gedenke insbesondere Massnahmen im Bereich des
Goldkleinbergbaus und somit der Hauptquelle des Quecksilberausstosses, mit
CHF 7,5 Mio. zu unterstitzen. Die Konvention enthélt ein Verbot der Herstellung sowie
des Imports und Exports bestimmter Produkte, unter anderem quecksilberhaltige
Batterien, Fiebermesser und GlUhbirnen. Neben der Schweiz verpflichteten sich auch
Norwegen und Japan zur finanziellen Unterstitzung von Massnahmen in
Entwicklungslandern. Ende 2013 stand die Ratifikation des Ubereinkommens durch das
Parlament noch aus.’

Das Parlament bewilligte im Jahr 2015 den Rahmenkredit fiir die globale Umwelt 2015-
2018, der mit CHF 147,83 Mio. beinahe so hoch ausfiel wie derjenige in der
Beitragsperiode 2011-2014 (CHF 148,93 Mio.), und stimmte damit der bundesréatlichen
Botschaft zu. Wie schon die vorangegangenen Vorlagen war auch diese in den Raten
nicht ganz unumstritten. Dem erstberatenden Nationalrat lag in der Frihjahrssession
auch fur die neue Beitragsperiode ein von SVP-Vertretern gestitzter Minderheitsantrag
auf Nichteintreten vor. Nach Ansicht der Minderheit wirden die Gelder nach dem
Giesskannenprinzip verteilt. Es ware effektiver, wenn weniger und gezieltere Projekte
unterstitzt wirden. Angesichts des verfassungsméssigen Auftrags (Art. 54, Abs. 2), der
zu internationalem Engagement zur Erhaltung der natirlichen Lebensgrundlagen
verpflichtet, und in Anbetracht der mehr oder weniger gleichbleibenden Kredithéhe
fand das Geschaft in den restlichen Fraktionen - mit Ausnahme einzelner FDP-
Vertreterinnen und -Vertreter - einhellige Unterstiitzung. Ahnlich lagen die Fronten in
der Kantonskammer: In der Gesamtabstimmung lehnten einzig die funf SVP-Vertreter
die Vorlage ab. Auf etwas mehr Unterstlitzung bei burgerlichen Standeratinnen und
Stédnderaten war hingegen der zuvor im Rat prasentierte Minderheitsantrag Hosli (svp,
GL) gestossen, der eine Kirzung des Kredits auf insgesamt CHF 129,09 Mio. beantragte
und von 12 der insgesamt 42 stimmenden Ratsmitgliedern gestutzt wurde. Geméass dem
Glarner Stédnderat zeige die Schweiz im internationalen Vergleich bereits
Uberdurchschnittliches Engagement, welches aufgrund des starken Schweizer Frankens
heute finanziell noch mehr Wert habe als etwa noch vier Jahre zuvor. Bundesrétin
Leuthard korrigierte daraufhin die Aussage, die Wahrungsstarke sei fur die
Beitragshohe ausschlaggebend. Diese werde gemass internationalen Vorgaben durch
das Bruttoinlandprodukt bestimmt. &

Mit denkbar knappem Resultat entschied der Nationalrat in der Sommersession 2015
nach langerer Diskussion, auf den indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative
"Griine  Wirtschaft" einzutreten. Auch der grossen Kammer lag ein
Nichteintretensantrag ihrer Kommissionsmehrheit vor; eine starke Minderheit der
UREK-NR bestehend aus Mitgliedern der Fraktionen der SP, Grinen, GLP und CVP
machte sich fur Eintreten stark. Die Kommissionsmehrheit, vertreten durch Guy
Parmelin (svp, VD) und Peter Schilliger (fdp, LU), erachtete sowohl den indirekten
Gegenvorschlag als auch das Volksanliegen aufgrund bereits bestehender Massnahmen
- namentlich erwadhnt wurde der Masterplan Cleantech, die Biodiversitatsstrategie, die
Agrarpolitik 2014-2017 und die Energiestrategie 2050 - als UberflUssig und den
"Interventionismus" des Bundes auch in der entschlackten Version des Standerats als zu
weit gehend. Der sténderatliche Entwurf verfolgte in erster Linie noch zwei
Zielsetzungen, némlich ein verstarktes Recycling sowie den effizienteren Einsatz von
kritischen Rohstoffen. Andere Bestimmungen, etwa diejenigen betreffend die Pflicht
zur Information der Kaufer Uber die Umweltauswirkungen der erworbenen Produkte
(sog. Produktumweltinformation) oder eine Bewilligungspflicht fir Abfallanlagen, waren
vom Standerat im Vorjahr bereits aus der Vorlage gestrichen worden. Der so
vorliegende Entwurf setzte in erster Linie auf weiche Massnahmen wie die
Bereitstellung von Informationen. Ferner wollte ein Subsidiaritatsprinzip im Bereich des
Inverkehrbringens von Rohstoffen und Produkten freiwilligen Vereinbarungen der
Wirtschaft Vorrang Uber staatliche Reglementierungen geben.

Minderheitssprecher Mduller-Altermatt (cvp, SO) hingegen lobte die standeratliche
Arbeit; es sei der Kantonskammer gelungen, einen Entwurf zu prasentieren, der im
Sinne der Wirtschaft und nicht burokratisch sei. Durch Erlauterung der
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Importbestimmungen fir ausléandisches Holz machte der CVP-Nationalrat darauf
aufmerksam, dass die Schweiz in der Umweltpolitik nicht in jedem Bereich eine
Vorreiterrolle einnehme: Im Gegensatz zur EU bestinde in der Schweiz keine
Gesetzesgrundlage fur ein Importverbot von illegalem Holz.

Unter Berufung auf diverse Quellen stutzte auch die Umweltministerin die Meinung,
dass das 30-jahrige Umweltschutzgesetz modernisiert werden musse; der
einzufihrende Begriff der Ressourceneffizienz rechtfertige eine Revision nicht nur aus
Okologischen, sondern auch aus ©6konomischen Grinden. Tatsachlich wussten die
Kommissionsminderheit und der Bundesrat gewisse Akteure aus der Wirtschaft hinter
sich - neben den Grossverteilern Coop und Migros unterstutzte etwa auch die direkt
betroffene Holzwirtschaft den indirekten Gegenvorschlag. Starker Gegenwind erfuhr
das Revisionsvorhaben jedoch von grossen Wirtschaftsverbanden wie Economiesuisse
und Gewerbeverband. Nur mit Stichentscheid des Prasidenten Rossini (sp, VS) und bei
insgesamt sechs Enthaltungen aus der CVP/EVP- und der FDP-Fraktion beschloss der
Nationalrat schliesslich, auf die Vorlage einzutreten. Wahrend die SP, die Grinen, die
GLP und die BDP geschlossen flr Eintreten stimmten, stellten sich die SVP und die FDP
(mit Ausnahme zweier Enthaltungen) ebenso geschlossen dagegen. Das Ziinglein an der
Waage spielte die CVP, deren Mitglieder sich mit knapper Mehrheit ebenfalls fir
Eintreten aussprachen. ?

Aufgrund des vorangegangenen nationalratlichen Verdikts zu Ungunsten des indirekten
Gegenvorschlags zur Griinen Wirtschaft in der Gesamtabstimmung hatte sich die
UREK-SR erneut zuerst mit der Frage zu befassen, ob sie auf die Gesetzesvorlage
eintreten wolle. Im Einklang mit bisherigen Stimmverhaltnissen fiel die Empfehlung der
standeréatlichen  Kommission &usserst knapp aus. Mit Stichentscheid des
Kommissionsprasidenten Bischofberger (cvp, Al) empfahl die Mehrheit der Kommission,
nicht auf das Geschaft einzutreten. Ausschlaggebend flr diesen Entscheid war nicht
nur die Ansicht der Mehrheit, dass die Schweiz in der Umweltpolitik bereits fuhrend sei
und es keiner weiteren Regelungen bedlrfe, sondern dartber hinaus auch die
Uberzeugung, dass der - gemass UREK-SR - austarierte eigene Entwurf im Nationalrat
keine Chance gehabt habe und die nationalratliche Fassung gar weniger weit gehe als
die geltenden Bestimmungen. Letztere Argumentation stutzte auch Bundesratin
Leuthard: Wenn die standerétliche Losung nicht obsiege, sei es ihr auch lieber, wenn es
gar keine neuen Bestimmungen gebe. Nichtsdestotrotz mahnte sie in einem langeren
Pladoyer davor, sich auf bestehenden Errungenschaften auszuruhen und in Untéatigkeit
zu verharren - als Beispiel nannte die Bundesratin etwa die im internationalen
Vergleich zwar hohe Recyclingquote in der Schweiz, die aber von einer ebenfalls
vergleichsweise hohen Abfallmenge begleitet wirde, die reduziert werden kénnte. Mit
25 zu 17 Stimmen folgte der Standerat der Kommissionsmehrheit und besiegelte das
Schicksal des indirekten Gegenvorschlags, indem er nicht erneut auf die Vorlage eintrat.
Enttduscht zeigten sich neben den Initianten des Anliegens auch die
Interessengemeinschaft Detailhandel Schweiz, der auch die Grossverteiler Migros und
Coop angehdren. Sie hatten den vom Standerat prasentierten "gutschweizerischen
Kompromiss" begrusst. Mit seinem Entscheid begrindete das Parlament auch das
weitere Los der Volksinitiative der Grinen, die nun definitiv dem Volk vorgelegt wird.
Das Vorliegen eines austarierten indirekten Gegenvorschlags hatte die Grune Partei
gegebenenfalls dazu bewegen kénnen, ihr Anliegen zurlickzuziehen. ©

Das Verdikt zur Volksinitiative "Griine Wirtschaft" fiel an der Abstimmung vom 25.
September 2015 schliesslich deutlicher aus als die Trendumfragen 10 Tage vor der
Abstimmung hatten vermuten lassen. Nur gerade 36,4% der Stimmenden legten an der
Urne ein Ja ein und auf mehrheitliche Zustimmung stiess die Volksinitiative der Griinen
lediglich im Kanton Genf (51,9%). Im interkantonalen Vergleich zeigte sich, dass das
Anliegen in der Westschweiz und im Tessin sowie im Stadtkanton Basel auf leicht
starkeren Zuspruch stiess als in den deutschsprachigen Kantone, obschon letztere
tendenziell umweltfreundlicher stimmen als die lateinische Schweiz. Mit
Zustimmungsraten zur grinen Initiative um ein Finftel bis zu einem Viertel in einigen
landlichen Kantonen der Deutschschweiz - namentlich Appenzell Innerrhoden,
Nidwalden, Obwalden und Uri - war davon jedoch nicht mehr viel zu merken.

Zufrieden zeigte sich das burgerliche Gegenkomitee: Die Stimmblurgerschaft hatte sich
nicht von ,sympathisch klingenden Initiativnamen und den immer kurioser werdenden
leeren Versprechungen der Initianten tauschen lassen" (NZZ, 26.9.). Auf der anderen
Seite liess man verlauten, man habe die ,Angstkampagne”, in der die Gegner ihre
~Unverfrohrenheit" durch die Verbreitung .faktenfreielr] Behauptungen" demonstriert
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hatten, unterschatzt (SGT, 26.9.). Nichtsdestotrotz gab man sich sowohl bei den
Beflrwortern als auch von Seiten des Bundesrates Uberzeugt, dass dies erst der
Startschuss zur Diskussion von Massnahmen zur Férderung der Grinen Wirtschaft
gewesen sei. Immerhin hatte im Vergleich zum Wahleranteil der Grlnen Partei ein
deutlich hdherer Prozentsatz der Initiative zugestimmt, trosteten sich Vertreterinnen
und Vertreter der Grinen. Eine ressourcenschonende Wirtschaft werde aktuell auch
mit der Energiestrategie 2050, die zu jenem Zeitpunkt dem Parlament zur
Schlussabstimmung vorlag, angestrebt, liess Bundesratin Leuthard verlauten. SVP und
FDP hingegen interpretierten das Abstimmungsresultat als grundséatzliche Ablehnung
staatlicher Eingriffe zum Wohle einer 6kologischen Wirtschaft und forderten aus
diesem Grund etwas lauter als auch schon die Beendigung des 2013 vom Bundesrat
verabschiedeten "Aktionsplans Griine Wirtschaft".

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 43,0%
Ja: 819'770 (36,4%) / 1 Stand
Nein: 1'430'273 (63,6%) / 19 6/2 Stande

Parolen:

-Ja: SP, GPS, GLP, EVP; VCS, SKS, Swisscleantech.

- Nein: SVP, FDP CVP(2*), BDP(1*); Economiesuisse, SGV, SBV, HEV.
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern "

1) AZ, SGT, 7.7.18; AZ, Blick, 9.7.18

2) Communiqué du DETEC du 06.10.2015

3) AB NR, 2018, $.304 ff.; AZ, BazZ, SGT, TA, 9.3.18

4) Die Volkswirtschaft, SECO, Nr. 12, 2018; energia plus vom 5.12.18, BFE; TG, 2.2.18; Blick, 14.2.18; TA, 6.3.18; NZZ, 31.3.18; Lib,
24.4.18; BaZ, NZZ, 25.4.18; BaZ, 1.6., 6.6.18; Handelszeitung, 16.8.18; TA, 17.8.18; BLZ, 22.8.18; TA, 4.9.18; Lib, 17.10.18; BaZ,
Blick, CdT, LT, NZZ, TA, 18.10.18; LT, 19.10.18; SGR, 20.10.18; BaZ, 24.10.18; WoZ, 25.10.18; TA, 31.10.18; LT, 1.11.18; NZZ, 2.11.18;
BaZ, TA, 5.11.18; Blick, 8.11.18; BaZ, TA, 10.11.18; BaZ, 28.12.18

5) Bericht Vernehmlassung vom 01.09.19; Vernehmlassung StromVG Kantone 31.01.19; Vernehmlassung StromVG Parteien
31.01.19; BaZ, TA, 24.1.19; NZZ, 30.1.19; NZZ, TA, 1.2.19; AVF, 6.2.19: NZZ, 25.3.19; BaZ, 29.3.19; NZZ, 4.4.19; AZ, CdT, LT, TA,
28.9.19

6) BBI, 2012, S. 1777 ff., 1789, 1791 ff. und 8257, AB NR, 2012, S. 1041 ff., 1818, AB SR, 2012, S. 648 f. und 935.

7) Medienmitteilung BR, BAFU und EDI vom 9.1.13; Medienmitteilung UVEK und BAFU vom 16.1. und 10.10.13; Medienmitteilung
UVEK vom 19.1.13; NZZ, 10.1. und 21.1.13.

8) AB NR, 2015, S. 622 ff.; AB SR, 2015, S. 394 ff.

9) AB NR, 2015, S. 1249 ff.; BaZ, 25.2.15; NZZ, 30.3.15; BaZ, 11.4.15; NZZ, 20.5.15; AZ, BaZ, Lib, NZZ, SGT, TG, 19.6.15

10) AB SR, 2015, S. 1161 ff.; Lib, NZZ, SGT, 4.12.15

11) BBI, 2017, S. 371 f.; NZZ, 24.9.16; NZZ, SGT, TA, TG, 26.9.16; TG, 27.9.16
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